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Mündliche Anfrage  
 
für die 31. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
am 11. Juli 2018 
  
 
 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales  
 

19 Abgeordnete Heike Gebhard   
SPD 

Wie wird zukünftig die Beratung und 
Begleitung von Menschen mit Demenz und 
ihren pflegenden Angehörigen in NRW 
sichergestellt? 
 
 
Immer mehr Menschen erreichen ein höheres 
Alter. Dabei nehmen auch die Zahlen der an 
Demenz erkrankten Menschen zu. Deren 
Betreuung und Pflege stellt die Angehörigen vor 
eine besondere Herausforderung, der man sich 
in der Regel erst stellt, wenn man betroffen ist. 
Die 14 Demenz-Servicezentren, das an der 
Schnittstelle zwischen Forschung und Praxis 
arbeitende Dialog- und Transferzentrum Demenz 
(DZD) und die Informations- und 
Koordinierungsstelle der LID (IKL) haben sich seit 
2004 zu wichtigen Anlaufstellen entwickelt. Sie 
nehmen eine wichtige Lotsen- und 
Vermittlungsstelle zwischen Menschen mit 
Demenz und den pflegenden Angehörigen auf 
der einen Seite und den Unterstützungs- und 
Beratungsangeboten in Nordrhein-Westfalen auf 
der anderen Seite ein. NRW ist diesbezüglich 
wegweisend, so dass die Expertise bundesweit 
nachgefragt wird. Dies gilt insbesondere für das 
mit dem landesweiten Auftrag versehene 
Demenz Servicezentrum für Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte, dass der 
Landesinitiative seit 2007 angehört. Über das u.a. 
von der Robert-Bosch-Stiftung geförderte Projekt 
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DeMigranz sichert man sich seit März dieses 
Jahres die in dieser Form einmalige Kompetenz 
dieses Zentrums um bundesweit die Versorgung 
der Menschen mit Migrationshintergrund und 
Demenz besser versorgen zu können.  
 
Wie will sich die Landesregierung die in der 
Landesinitiative Demenz (LID) erworbene 
Kompetenz über den Förderzeitraum Dez. 
2018 hinaus sichern, um die wachsende 
Herausforderung bei der Versorgung von 
Menschen mit Demenz und die Beratung und 
die Begleitung ihrer pflegenden Angehörigen 
sicherstellen zu können? 
 
 
 

 
 
 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Schule und Bildung 
 

20 Abgeordnete Sigrid Beer   
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Sind die Eckpunkte zur schulischen Inklusion 
nicht wert, im Landtag diskutiert zu werden? 
 
Im Koalitionsvertrag von Sommer 2017 wurden 
Qualitätsstandards zur schulischen Inklusion 
angekündigt. Nach einem Jahr hat die Regierung 
offenbar Eckpunkte zur Inklusion erarbeitet, die 
am 28.06. dem Fachbeirat Inklusion vorgestellt 
wurden, der erstmals seit Regierungswechsel 
einberufen worden war. Verständlicherweise 
waren die Erwartungen hoch zumal nach der 
scharfen Kritik der damaligen Opposition an 
mangelnder Qualität und Steuerung. Umso 
größer war wohl die Enttäuschung. So sprach die 
GEW von Rückschritt statt Fortschritt und führte 
weiter aus:  
 
„Das Papier wird dem im Koalitionsvertrag 
formulierten Anspruch, im Bereich des 
Gemeinsamen Lernens eine spürbare 
Qualitätssteigerung der inklusiven Angebote an 
allgemeinen Schulen zu erreichen, nicht gerecht. 
Die GEW befürchtet im Ergebnis vielmehr eine 
Verwaltung des eklatanten Mangels an den 
Schulen des Gemeinsamen Lernens. Von einer 
besseren Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention kann nicht die 
Rede sein. 
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"Statt klare Perspektiven für die 
Weiterentwicklung des Gemeinsamen Lernens 
zu beschreiben und den Prozess mit den 
erforderlichen Personal- und Sachressourcen 
und besserer Ausstattung zu unterfüttern, 
werden die Schulen, die sich auf den Weg des 
gemeinsamen Lernens von Kindern mit und ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf gemacht 
haben, zu Schwerpunktschulen gemacht, andere 
werden mit der Inklusion nur noch auslaufend zu 
tun haben“, empörte sich GEW-
Landesvorsitzende Dorothea Schäfer im 
Anschluss an die Sitzung des "Fachbeirats für 
inklusive schulische Bildung" am heutigen 
Nachmittag (28.6.) in Düsseldorf. Die dringend 
erforderliche Unterstützung der Schulen des 
Gemeinsamen Lernens stehe künftig unter einem 
jährlichen Haushaltsvorbehalt und sei von der 
Zustimmung des Finanzministers abhängig. Für 
das kommende Schuljahr seien keine 
Besserungen zu erwarten; das Schuljahr 2018/19 
soll ein Übergangsschuljahr werden – mit anderer 
Schüler*innenzuweisung, aber ohne geänderte 
Personalausstattung. Schäfer wörtlich: „Das 
bedeutet Inklusion nach Kassenlage. Das Recht 
auf inklusive Bildung für Kinder mit 
sonderpädagogischen Förderbedarf wird somit 
untergraben.“ 
 
Die versprochenen Qualitätsstandards 
beschränken sich auf die Feststellung, ob es 
pädagogische Konzepte gibt, 
Sonderpädagog*innen, Fortbildung und eine 
passende räumliche Ausstattung. "Die knappen 
Ressourcen sollen jetzt an wenigen Schulen 
gebündelt werden. Nur diese Schulen werden 
den Eltern als Förderort für ihre Kinder 
angeboten", monierte Schäfer. „Eine 
Perspektive, wie es in den nächsten Jahren 
weitergehen soll, gibt es nicht.“ Für die 
Landesregierung, so die kritische Bilanz der 
GEW, habe die Weiterentwicklung der Inklusion 
offenbar nicht die erforderliche Priorität. Fazit der 
Landesvorsitzenden: "Während bei der 
Einführung von G 9 an den Gymnasien alles 
unternommen wurde, um das Schulgesetz noch 
in diesem Schuljahr zu ändern und dafür auch 
alle Finanzierungsfragen geregelt wurden, 
diktiert der Landeshaushalt die Bedingungen für 
die schulische Inklusion."  
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In den folgenden Tagen erschienen 
verschiedene Pressemeldungen zu den 
Eckpunkten. Das Parlament wurde aber bislang 
nicht informiert. Die Schulministerin hatte zwar für 
den Ausschuss für Schule und Bildung am 4.7. 
kurzfristig weitere Tagesordnungspunkte 
angemeldet, die sich aus der aktuellen 
Beschlusslage des Kabinetts am 3.7.2018 
ergeben haben. Sie nahm aber nicht die 
Gelegenheit wahr, den Parlamentsausschuss 
auch über die Eckpunkte und Beschlüsse des 
Kabinetts zur Inklusion zu informieren.  Auf 
Nachfrage im Ausschuss erklärte sie, dass sie 
den Ausschussmitgliedern noch vor der 
Sommerpause die Eckpunkte zusenden wolle. 
Eine Diskussion in parlamentarischen Gremien 
ist somit vor der Sommerpause nicht möglich. In 
der o.g. Ausschusssitzung wurde der Bericht des 
Beirates zum Modellvorhaben Primus behandelt, 
in dem als ein Ergebnis festgehalten wurde, dass 
die Primus-Schulen als inklusiv arbeitende 
Schulen zusätzliche Ressourcen brauchen.  
 
Dabei stehen die PRIMUS-Schulen 
stellvertretend besonders für die integrierten 
Schulen in Nordrhein-Westfalen. Ministerin 
Gebauer sah sich nicht in der Lage, die Frage zu 
beantworten, welche Meinung oder Haltung die 
Landesregierung zu dieser Forderung hat.  
Deshalb muss sich die Ministerin zu den 
Eckpunkten und Kabinettsbeschlüssen im 
Parlament äußern und die Fragen beantworten: 
 
Mit welchen Maßnahmen begegnet die 
Ministerin den kritischen Bewertungen der 
Vorstellung der Eckpunkte zur 
Weiterentwicklung der Inklusion im 
Fachbeirat sowie der Voten der Fachverbände 
anlässlich der Konsultation der 
Monitoringstelle zur Umsetzung der UN-BRK? 
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Geschäftsbereich des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz 
 

21 Abgeordneter Arndt Klocke 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Ministerpräsident Armin Laschet hat in der 
Pressekonferenz am 9.3.2018 nach dem 
Dieselurteil des Bundesverwaltungsgerichts in 
Leipzig die Aussage getroffen, dass er 
Fahrverbote für rechtswidrig hält und er habe 
diese Haltung „die Bezirksregierungen wissen 
lassen“. 
 
In der Antwort auf die Kleine Anfrage 1066 
(Drucksache 17/2970) antwortet die 
Landesregierung, dass die Bezirksregierungen 
die Luftreinhaltepläne unter Beachtung des 
Urteils des BVG erarbeiten würden.  
 
Im dem am 18. Juni 2018 vorgelegten Bericht des 
Umweltministeriums zu Aussagen und 
Bewertung des BVG-Urteils werden die vom 
Gericht gemachten Ausführungen zur 
Verhältnismäßigkeit – streckenweise 
Fahrverbote für Euro4 und Euro5-
Dieselfahrzeuge ab sofort, zonenweise 
Fahrverbote für Euro4 ab sofort, für Euro5 ab 
September 2019 –analog wiedergegeben. 
Eine Vertreterin des Umweltministeriums hat in 
der Juni-Sitzung des Verkehrsausschusses 
erklärt, dass das Umweltministerium die 
Bezirksregierungen aktiv informiert habe, dass es 
diesen o.g. Bericht zur Auswertung des Urteils 
gibt.  
Im Zusammenhang mit der Bewertung des 
Leipziger Dieselurteils und angesichts des Urteils 
des Verwaltungsgerichts Aachen, das 
Fahrverbote für die Stadt Aachen ab Januar 2019 
einfordert, falls bis dahin die Stickstoffdioxidwerte 
nicht signifikant sinken, bitte ich um 
Beantwortung folgender Frage: 
 
Ist damit klargestellt, dass bei der 
Neuaufstellung der Luftreinhaltepläne die 
Bezirksregierungen keiner Weisung der 
Landesregierung unterliegen und alle 
notwendigen Maßnahmen zur Erreichung der 
Ziele des Gesundheitsschutzes entlang der 
Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichtes 
entscheiden können? 
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Geschäftsbereich des Ministeriums für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
Internationales  
 

22 Abgeordneter  
Michael Hübner   SPD 

Welche Position nimmt die Landesregierung 
zum Brief des Bundesinnenministers 
Seehofer vom 27. Juni 2018 und einem 
möglichen Widerspruch dieses Briefes zur 
Meinung der gesamten Bundesregierung, 
gerade vor dem Hintergrund des 
Engagements des Brexit-Beauftragen 
Friedrich Merz, ein? 
 
Ausweislich der Berichterstattung der 
Süddeutschen Zeitung vom 8. Juli 2018 soll sich 
Bundesminister Seehofer mit Schreiben vom 27. 
Juni 2018 an die Europäische Kommission zum 
Thema Brexit gewandt und Flexibilität bei den 
Verhandlungen gefordert haben. Dieses 
Schreiben soll nach der Berichterstattung nicht 
die Meinung der gesamten Bundesregierung 
wiedergegeben haben.  
 
Vor diesem Hintergrund wird die 
Landesregierung gefragt:  
 
Welche Position nimmt die Landesregierung 
zum Brief des Bundesinnenministers 
Seehofer vom 27. Juni 2018 und einem 
möglichen Widerspruch dieses Briefes zur 
Meinung der gesamten Bundesregierung, 
gerade vor dem Hintergrund des 
Engagements des Brexit-Beauftragen 
Friedrich Merz, ein? 
 
 

 


